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Energiekrise, Strukturentwicklung und 
Versorgungssicherheit  
 
Europa und Deutschland kämpfen mit hohen Energiepreisen und drohenden Problemen insbesondere in der bislang stark 
von Russland abhängigen Gasversorgung. In dieser Gemengelage haben stabile Energiepreise und Versorgungssicherheit 
einen neuen Stellenwert. Branchen wie die Braunkohlenindustrie, die stabile Preise und Versorgungssicherheit befördern, 
sind auf dem politisch beschlossenen Ausstiegsweg. Welchen Beitrag die Branche innerhalb des bestehenden Rahmens zu 
leisten imstande ist und wie die Strukturentwicklung anläuft, darüber sprach „et“ mit dem DEBRIV-Vorsitzenden.     

Helfer in der Not 

„et“: Das energie- und klimapolitische Kon-
zept Energiewende mit billigem Erdgas aus 
Russland als Backup funktioniert nicht mehr. 
Nun soll die Kohle einspringen. Nach dem 
Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz sollen 
Braunkohlekraftwerke mit einer Kapazität 
von 1,9 GW von der Ersatzbank ins laufende 
Spiel wechseln. Ist die Branche darauf vorbe-
reitet?    

Nellessen: Der russische Angriff auf die 
Ukraine am 24. Februar bedeutet auch 
für die deutsche Energiewirtschaft eine 
Zeitenwende. Umso mehr, als ein Ende 
dieses Krieges derzeit nicht absehbar ist 
und wir mit weitreichenden Konsequen-
zen für viele Lebensbereiche rechnen 
müssen, auch für unsere Branche. Diese 
Entwicklungen konnte so niemand vor-
aussehen und entsprechend hat sich die 
Braunkohlenindustrie auf ein solches Sze-
nario nicht vorbereiten können. In den 
letzten Monaten gab es vor dem Hinter-
grund einer möglichen Energiekrise aller-
dings einen intensiven Austausch zwi-
schen der Bundesregierung und den Ener-
gieunternehmen. Es wurde klar, dass es 
einer großen Kraftanstrengung bei der 
Aktivierung von in Reserven stehenden 
Kraftwerken und Kraftwerksblöcken be-
darf. Die Betreiber der betroffenen Braun-
kohlenkraftwerke, also RWE und LEAG, 
haben der Bundesregierung frühzeitig si-
gnalisiert, dass wir bereitstehen, wenn 
wir gebraucht werden. Aber wir haben 
auch frühzeitig gesagt, welche Vorausset-
zungen geschaffen werden müssen, um 
einen substantiellen Beitrag für die Ener-
gieversorgung im kommenden Winter lei-
sten zu können. Denn da gab es noch er-
heblichen Handlungsbedarf.   

„et“: Gibt es Stolpersteine regulatorischer Natur?  

Nellessen: Es gibt verschiedene Hürden, 
die noch bis zum 1. Oktober aus dem Weg 
geräumt werden müssen. Das betrifft bei-
spielsweise die Verfügbarkeit von Fachper-
sonal, denn in der Sicherheitsbereitschaft 
halten die Unternehmen nicht die gleiche 
Anzahl an Mitarbeitern und Mitarbeiterin-
nen vor wie für Blöcke, die im regulären Be-
trieb arbeiten. Und es betrifft z.B. das Thema 
Immissionsgrenzwerte bei den beiden in der 
Sicherheitsbereitschaft befindlichen Jänsch-
walder Kraftwerksblöcken E und F der LEAG. 
Für diese beiden Kraftwerksblöcke bedarf 
es für die Dauer ihres geplanten Einsatzes 

einer Ausnahmegenehmigung von den Auf-
lagen der 13. Verordnung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes zur Einhaltung von 
Emissionsgrenzwerten. Grund dafür ist, dass 
die beiden Blöcke nicht den Mitte letzten 
Jahres geänderten Anforderungen genügen 
und eine entsprechende technische Nach-
rüstung, wie sie bei den weiteren LEAG-
Kraftwerksblöcken erfolgt ist, in der noch 
zur Verfügung stehenden Zeit bis zu einem 
möglichen Dauerbetrieb nicht umsetzbar 
wäre. Da eine bundesgesetzliche Regelung 
leider nicht gelungen ist, müssen die erforder-
lichen Ausnahmegenehmigungen nun auf 
Landesebene erteilt werden. Ich hoffe, dass 
dies in der noch verbleibenden Zeit gelingt.    

Dr.-Ing. Philipp Nellessen, Vorsitzender des Deutschen Braunkohlen-Industrie-Vereins (DEBRIV), Berlin    
 Bild: LEAG



ZUKUNFTSFRAGEN

INTERVIEW

20 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 72. Jg. 2022 Heft 9

„et“: Was bedeutet es für das Klima, wenn die 
dem Europäischen Emissionshandel (EU-ETS) 
unterliegende Braunkohleverstromung vor-
übergehend ausgeweitet wird?    

Nellessen: Der EU-ETS definiert die zur 
Verfügung stehende Anzahl an Zertifika-
ten für den Ausstoß von CO2. Da alle Braun-
kohlenkraftwerke dem EU-ETS unterwor-
fen sind, ändert sich also nichts für das Kli-
ma. Es kommt zu keinerlei „zusätzlichen“ 
Emissionen, sondern lediglich zu einer Ver-
schiebung, indem die durch die Braunkoh-
lenverstromung verbrauchten Zertifikate 
anderswo bzw. später nicht mehr zur Ver-
fügung stehen. Der Weg einer dekarboni-
sierten Energiewirtschaft ist weiterhin vor-
gezeichnet. Für unsere Branche sind auch 
die Meilensteine im Kohleverstromungsbe-
endigungsgesetz (KVBG) sowie im öffent-
lich-rechtlichen Vertrag mit dem Bund bis 
zum Ausstiegsjahr 2038 für die letzten we-
nigen Kraftwerksblöcke festgelegt. Wir hal-
ten am Ziel der Klimaneutralität definitiv 
fest, wir müssen allerdings klären, wie wir 
die kommenden Jahre unsere Energiever-
sorgung sicherstellen.  

Sichere und preiswerte  
Energieversorgung

„et“: Inwiefern ist die Braunkohle ein Garant 
für sichere und preiswerte Stromversorgung?  

Nellessen: Der Vorteil am Energieträger 
Braunkohle ist seine heimische Verfügbar-
keit im Gegensatz zur Importabhängigkeit 
bei nahezu allen anderen Energieträgern 
wie Steinkohle, Erdöl oder eben Gas. Die 
Tagebaue liegen in den Revieren in unmit-
telbarer Nähe zu den Kraftwerksstand-
orten, so dass der Transport über kurze 
Wege mit weitgehend unternehmenseige-
ner Infrastruktur per Bandanlagen oder 

per Güterzug erfolgen kann. Anders als bei 
Steinkohle erfolgt der Transport von Braun-
kohle nur auf in der Regel sehr kurzen 
Landwegen und ist somit z.B. unabhängig 
von den Pegelständen der Wasserwege. 
Dadurch bestehen wesentlich geringere 
Logistikrisiken. Wenn Gas aus der Ver-
stromung verdrängt wird, kann die Braun-
kohle im Strommix aufgrund der Merit 
Order ganz wesentlich zur Preisdämpfung 
beitragen. Auch dies ist ein Grund, wes-
halb sich die Bundesregierung dazu ent-
schlossen hat, Braunkohlenkraftwerke aus 
der Sicherheitsbereitschaft wieder an den 
Markt zu bringen.  

„et“: Die Zukunft gehört klar den erneuerba-
ren Energien. DEBRIV bezeichnet die Braun-
kohle als Partner der erneuerbaren Energien: 
Auf welche Weise kann sie das sein? 

Nellessen: Unsere Braunkohlenkraftwerke 
fahren schon lange nicht mehr im Geradeaus-
Betrieb. Wir haben bereits vor Jahren massiv 
in die Flexibilisierung unserer Kraftwerk-
parks investiert, um den erneuerbaren Ener-
gien die gesetzlich verankerte Vorfahrt 
im Stromnetz zu ermöglichen. Das heißt, 
wir drosseln unsere Leistung bis zum not-
wendigen und technisch möglichen Mini-
mum, wenn Wind und Sonne verfügbar sind 
und wir springen wieder mit Volllast ein, 
wenn sie nicht mehr liefern. An Tagen mit 
hoher Wind- und Sonneneinspeisung und 
einem geringen Stromverbrauch wie es 
über Feiertage der Fall ist, gehen die Anla-
gen zum Teil ganz vom Netz oder fahren im 
Mindestlastbetrieb, um vereinbarte Leis-
tungen wie Fernwärme zu liefern. Dane-
ben beteiligen wir uns selbst massiv am 
Ausbau der erneuerbaren Energien auf den 
Bergbaufolgeflächen. Für die Zukunft gilt 
es, technische Lösungen zu entwickeln, bei 
denen Grünstrom mit gesicherter Leistung 

gekoppelt wird, denn ohne gesicherte Leis-
tung wird es keine Versorgungssicherheit 
geben. Auch an diesen Lösungen arbeitet 
die Branche, um ihren Versorgungsauftrag 
auch in Zukunft zu erfüllen.   

„et“: Ab Mitte August dieses Jahres sollte die 
im KVBG vorgesehene Überprüfung des Aus-
stiegspfades zum ersten Mal stattfinden. Ein 
Blick auf die sieben Prüfpunkte (siehe hierzu et 
5_22, S. 35ff), die von der Versorgungssicher-
heit über Strompreise bis hin zur Sozialverträg-
lichkeit der Maßnahmen reichen, lassen im 
Lichte der aktuellen prekären Situation kein 
leichtes Urteil zu. Welche Punkte erscheinen 
derzeit besonders kritisch?  

Nellessen: Gerade die Punkte Versor-
gungssicherheit und Strompreise sehe ich 
als sehr kritisch an. Das Thema Versor-
gungssicherheit sollten wir auf drei Zeit-
ebenen betrachten. Erstens: Wie kommen 
wir über den nächsten Winter. Hier hat die 
Regierung mit dem Ersatzkraftwerkebe-
reithaltungsgesetz bereits gehandelt und 
die Weichen für eine Übergangszeit neu 
gestellt. Zweitens: Wie sichern wir mittel-
fristig die Stromversorgung? Es werden 
bis 2030 Kohlekraftwerkskapazitäten in 
Größenordnungen stillgelegt, so dass eine 
frühzeitigere Abschaltung weiterer Anla-
gen für mich schwer vorstellbar ist, insbe-
sondere weil Investitionen in neue Gas-
kraftwerke aufgrund der Unsicherheiten 
derzeit nur teilweise bzw. gar nicht erfol-
gen. In der dritten Zeitebene geht es um die 
langfristige Erfüllung der Klimaschutz-
ziele: Wie bekommen wir die erneuerbaren 
Energien und die notwendigen Infrastruk-
turen sowie Speicher rechtzeitig ausge-
baut? Auch hier muss die Politik die not-
wendigen Voraussetzungen für einen 
schnellen Ausbau schaffen und teilweise 
müssen wir noch Technologielösungen er-

„Wir beteiligen uns selbst massiv am Ausbau der erneuerbaren Energien auf den Bergbaufolgeflächen. Für 
die Zukunft gilt es, technische Lösungen zu entwickeln, bei denen Grünstrom mit gesicherter Leistung 
gekoppelt wird, denn ohne gesicherte Leistung wird es keine Versorgungssicherheit geben. Auch an diesen 
Lösungen arbeitet die Branche, um ihren Versorgungsauftrag auch in Zukunft zu erfüllen.“  

Dr.-Ing. Philipp Nellessen, Vorsitzender des Deutschen Braunkohlen-Industrie-Vereins (DEBRIV), Berlin
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forschen und entwickeln, um eine dauer-
hafte Stromversorgung zu sichern. 

Strukturentwicklung hat  
begonnen

„et“: Der Kohleausstieg bedeutet für die ein-
zelnen Reviere eine gewaltige Herausforde-
rung. Ist die Unterstützung seitens der EU, 
des Bundes und der Länder ausreichend, um 
schnell genug voran zu kommen?  

Nellessen: Der Kohleausstieg 2038, der 
durch einen gesamtgesellschaftlichen Kom-
promiss mühsam gefunden und im Kohle-
verstromungsbeendigungsgesetz verankert 
worden ist, stellt die Reviere tatsächlich vor 

große Herausforderungen. Besonders die 
Reviere im Osten stehen vor der Aufgabe 
einer umfassenden Strukturentwicklung. 
Umso mehr herrscht dort großes Unver-
ständnis über das von der neuen Bundesre-
gierung ausgegebene Ziel, den Kohleaus-
stieg vorzuziehen. Dieses Ziel lässt eine er-
folgreiche Transformation in nur noch 
knapp acht Jahren unrealistisch erscheinen. 
Es wird nun abzuwarten bleiben, ob die Bun-
desregierung neben dem Klimaschutz auch 
die Versorgungssicherheit, wettbewerbsfä-
hige Strompreise und die soziale Ausgewo-
genheit in den Revieren beachtet. 

Die ostdeutschen Unternehmen benötigen in 
der Transformationsphase des Kohleausstiegs 

wirkungsvolle Unterstützung, um neue Ge-
schäftsfelder mit tragfähigen Zukunftsaus-
sichten zu erschließen. Mit dem Just Tran-
sition Fund (JTF) hat die Europäische Union 
neue zusätzliche Fördermöglichkeiten ge-
schaffen. Das ist zu begrüßen. Wichtig ist 
aber, dass die entsprechenden Mittel für Pro-
jekte und Vorhaben, die neue industrielle 
Wertschöpfung in relevanter Größenord-
nung in den Revieren konzentrieren, auch 
tatsächlich zeitnah bereitgestellt werden. 
Nur so können werthaltige Arbeitsplätze 
neu geschaffen und langfristig gesichert 
werden. Investitionsanreize für große und 
mittelständische Unternehmen werden er-
folgsentscheidend sein. Außerdem gehört zu 
einer echten Strukturentwicklung, dass die 
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Bundespolitik die Bedürfnisse und Interes-
sen der betroffenen Kommunen, der Unter-
nehmen und der Zivilgesellschaft angemes-
sen berücksichtigt. In den Transformations-
prozessen müssen sich die Maßnahmen an 
den Bedürfnissen der jeweiligen Regionen 
und nicht am Interesse der Verwaltungen 
orientieren.  Nur so werden die Reviere für 
Arbeitnehmer auch aus anderen Teilen 
Deutschlands oder Europas interessant.  

„et“: Welche Entwicklungen in Richtung der 
avisierten neuen Energiewelt gibt es bereits in 
den Revieren – mit welchen Schwerpunkten?

Nellessen: In allen Revieren wird der Um-
bau in Richtung der neuen Energiewelt stark 
forciert. Im Lausitzer Revier sollen auf den 
dortigen Bergbaufolgeflächen Deutschlands 
erste GigaWATTFactories entstehen. Möglich 
sind neue Kapazitäten erneuerbarer Energie-
erzeugung von 7 GW bis 2030 und 12 GW bis 
2040. Das Revier bietet mit seinen ehemali-
gen Tagebauflächen zusammenhängende 
Planungsräume und konfliktarme Bergbau-
folgeflächen für eine nachhaltige und koope-
rative Nutzung für Landwirtschaft, Natur, 
Erholung und auch Energieerzeugung. Da-
durch kann der Aufbau von Stromerzeu-
gungs-Kapazitäten zeitnah erfolgen und 
wird die industrielle Produktion von Was-
serstoff beschleunigt. Ziel ist, eine Wasser-
stoff-Wertschöpfungskette aufzubauen und 
auch zu schließen, von der Grünstromerzeu-
gung über die Elektrolyse bis hin zur Ver-
wertung, unter anderem an den Kraftwerks-
standorten oder unter dem Aspekt der Sekto-
renkopplung auch im Bereich der Mobilität 
und Industrie. Mit diesen Standortfaktoren 
kann es in der Lausitz gelingen, bedeutende 
Industrieansiedlungen zu begünstigen, die 
bislang noch zu wenig vorhanden sind. 

 „et“: Könnten Sie bitte je ein Projekt anfüh-
ren, das aufzeigt, was Strukturwandel in den 

Revieren bedeutet – für Wirtschaft und Be-
schäftigte?

Nellessen: Es gibt in den Revieren be-
reits vielfältige Projekte im Wind-, Solar, 
Batterie-, Wasserstoff- und Industriebe-
reich. Wenn ich mich auf ein Beispiel pro 
Revier beschränken soll, nenne ich die 
folgenden:

 ■ MIBRAG hat das 4-stufige Projekt Er-
neuerung MIBRAG im Revier (EMIR) 
gestartet. Die Stufe 1 bildet mit der  
Errichtung Erneuerbarer-Energie-Anla-
gen die Basis und besteht aus über 
zehn Einzelprojekten. Wichtige Meilen-
steine sind die Windparks Breunsdorf 
und Profen mit insgesamt 150 MW ins-
tallierter Leistung auf rekultivierten 
Flächen. Für die Realisierung dieser 
beiden Projekte sind bis 2024 rund 160 
Mio. € MIBRAG-Investitionen beabsich-
tigt. In der zweiten Stufe des Projekts 
EMIR folgt dann die Wasserstoff- 
Elektrolyse, in Stufe 3 die Holzverga-
sung mit kombinierter Methanolsyn-
these und in Stufe 4 schließlich eine 
Kraftstoffsynthese. 

 ■ In der Lausitz bei der LEAG sind die 
Innovationskraftwerke an den Kraft-
werksstandorten Jänschwalde und 
Boxberg in Planung. Diese sollen als 
Ankerprojekte verlässlich Grünstrom 
aus Wasserstoff in Kombination mit 
Wasserstoffspeichern und Wasserstoff-
elektrolyse liefern und mit dem Ener-
gieträger Wasserstoff auch zusätzliche 
Versorgungsoptionen für die Mobilität 
eröffnen. In Kombination mit der bereits 
erwähnten 12-GW-Projektpipeline für 
Grünstromanlagen bei der LEAG kann 
hier eine völlig neue, verlässliche und 
grüne Energieinfrastruktur geschaffen 
werden. Damit werden Standortfaktoren 
geschaffen, die auch bedeutende wei-

tere Industrieansiedlungen in der Lau-
sitz begünstigen und sichtbare Arbeits-
platzeffekte mit sich bringen werden. 

 ■ Im Rheinland unterstützt die RWE 
Power nicht nur die drei Tagebaupla-
nungsverbünde Indeland, Neuland 
Hambach und LandFolge Garzweiler, 
sondern auch die von der Landesre-
gierung eingesetzte Zukunftsagentur 
Rheinisches Revier. Im Mittelpunkt 
steht der Projektaufruf REVIER.  
GESTALTEN, durch den insgesamt  
15 Mrd. € an Fördermitteln für inno-
vative Projekte bereitgestellt werden 
können. Die RWE Power AG ist an  
einigen der Projekte beteiligt. RWE 
will zudem als bedeutende Flächenei-
gentümerin dazu beitragen, dass nicht 
mehr betriebsnotwendige Flächen 
und Standorte in enger Zusammenar-
beit mit den jeweiligen Kommunen 
weiterentwickelt werden. Gemeinsam 
mit dem Städtebauministerium des 
Landes hat RWE eine Projektqualifi-
zierungsgesellschaft gegründet, die 
gemeinsam mit den Kommunen die 
ehemaligen Betriebsstandorte auf eine 
nachhaltige Wertschöpfung ausrich-
tet. Schließlich baut auch RWE die 
Erneuerbaren im Rheinischen Revier 
gezielt aus und RWE setzt dabei neben 
Wind insbesondere auch auf innova-
tive Solarprojekte auf ehemaligen 
und aktuellen Betriebsflächen, die die 
Stromerzeugung mit Batteriespeichern 
ergänzen. Dabei kooperiert RWE wie 
unter anderem in einem der größten 
deutschen Offshore-Windparks in Bed-
burg auch intensiv mit den Revierkom-
munen.  

„et“: Herr Dr. Nellessen, vielen Dank für das 
Interview. 

„et“-Redaktion

„In allen Revieren wird der Umbau in Richtung der neuen Energiewelt stark forciert. Im Lausitzer Revier 
sollen die Bergbaufolgeflächen für einen massiven Ausbau der Erneuerbaren genutzt werden. Möglich sind 
neue Kapazitäten erneuerbarer Energieerzeugung von 7 GW bis 2030 und 12 GW bis 2040.“  

Dr.-Ing. Philipp Nellessen, Vorsitzender des Deutschen Braunkohlen-Industrie-Vereins (DEBRIV), Berlin 
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Mehr Strohhalm als Königsweg − Wasserstoff als  
Erdgasersatz in der Stromerzeugung   
Der Weg zur europäischen Klimaneutralität ist komplex und voller Überraschungen. Der jetzt in der EU weitgehend konsen-
suale Verzicht auf russische Energielieferungen macht den Übergang in eine vollständig dekarbonisierte Energiezukunft 
noch schwieriger und drängender. Bislang galten Erdgaskraftwerke mit einer für den Einsatz von Wasserstoff optimierten 
Technik (H2-ready) als Schlüssel für Versorgungssicherheit in der künftigen Stromversorgung. Aber auch hier gibt es  
Unsicherheiten und steigende Risiken, droht Gefahr.   

Die Europäische Union hat sich entschlossen, 
die Dekarbonisierung durch „bestimmte Gas- 
und Kernenergieaktivitäten“ voranzubringen 
[1]. Zugleich werden die emissionsrechtlichen 
Hürden für Gaskraftwerke so hochgeschraubt, 
dass sich Bau und Betrieb von H2-ready-Anla-
gen vor dem Hintergrund der aktuellen Preis- 
und Versorgungslage mehr denn je wenig 
lohnen.  

Unsichere Planung des zukünfti-
gen Bedarfs an Gaskraftwerken 

Deutschland hat keine Wahl: Der gleichzeitige 
Ausstieg aus Kohle und Kernenergie sowie der 
massive Ausbau der erneuerbaren Energien in 
der Stromerzeugung zwingt alternativlos zum 
Bau neuer Gaskraftwerke [2] um den Bestand 
an regelbaren Stromerzeugungskapazitäten 
auf dem notwendigen Niveau zu sichern. Bis 
2030 sind mindestens 15 GW neue Erzeu-
gungsleistung auf der Grundlage von Erdgas 
oder anderen Gasen erforderlich. Wie unsicher 
die Planung des zukünftigen Bedarfs an Gas-
kraftwerken allerdings ist, belegt die große 
Bandbreite der Abschätzungen: So hält das 
Energiewirtschaftliche Institut an der Univer-
sität zu Köln (EWI) einen Bedarf in Höhe von 
etwa 23 GW für realistisch. Der Bundesver-
band der Deutschen Industrie (BDI) fordert 
sogar neue Gaskraftwerke mit einer Erzeu-
gungskapazität von mehr als 40 GW, um den 
Industriestandort Deutschland zu sichern. 

Diese Zahlen kontrastieren eklatant mit dem 
realen Zubau. Das Marktstammdatenregister 
der Bundesnetzagentur [3] beziffert die Erzeu-
gungskapazität der derzeit am Strommarkt 
teilnehmenden Gaskraftwerke auf insgesamt 
rund 28,1 GW. Anlagen mit einer Netto-Nenn-
leistung von 3.483 MW befinden sich derzeit 
im Bau oder im Probebetrieb. Weitere 4.380 MW 

befinden sich in einem „sehr frühen Planungs-
stand“. Damit decken die aktuellen Zubaupla-
nungen nur etwa die Hälfte der Untergrenze 
der unbedingt erforderlichen zusätzlichen 
Kapazität. Im Prinzip gilt das Gleiche für alle 
EU-Mitgliedsländern, die es mit der Dekarbo-
nisierung ihrer Energieversorgung bis 2050 
oder früher ernst meinen und dabei auf Kohle 
und andere Energieträger verzichten wollen. 

Gaskraftwerke – so die durchgängige Auffas-
sung – werden aktuell und zukünftig nicht 
mehr als langfristige Investitionsprojekte ge-
plant und betrieben, sondern dienen der Absi-
cherung einer mehr und mehr durch erneuer-
bare Energien geprägten Stromerzeugung. 
Wenn sich die Funktion neuer Gaskraftwerke 
zunehmend auf die Deckung von Spitzenlast 
sowie die Bereitstellung von Reserveleistung 
und Regelenergie beschränkt, entwickelt sich 
die Auslastung der Anlagen umgekehrt pro-
portional zum Ausbau der Erneuerbaren in 
der Stromerzeugung. Von 2019 auf 2020 sank 
die durchschnittliche Zahl der jährlichen 
Volllaststunden bei den am Markt agierenden 
Gaskraftwerken in Deutschland von 2.510 auf 
2.415. Mit sinkender Auslastung erhöhen sich 
– zusätzlich zu den absehbaren Preis- und 
Lieferproblemen bei den Erdgasimporten – 
die Risiken für die Kapitalisierung neuer Gas-
anlagen beträchtlich. 

EU-Taxonomie soll privatwirt-
schaftliche Investitionen aus-
lösen

Die Investitionsbedingungen für neue Gas-
kraftwerke lassen sich auf unterschiedliche 
Weise verbessern. Zu den klassischen Instru-
menten zählen staatliche Zuschüsse und För-
derungen, wie die Förderung der Kraft-Wär-
me-Kopplung, oder die Schaffung eines neuen 

Marktdesigns, in dem auch die Bereitstellung 
von Erzeugungsleistung vergütet wird. Neu 
ist das Instrument der Taxonomie, also eine 
bewusste und strukturierte Lenkung von In-
vestitionen in die nachhaltige Entwicklung. 

Gestützt auf wissenschaftliche Gutachten und 
angesichts des technischen Fortschritts in der 
Energietechnik vertritt die EU-Kommission 
die Auffassung, dass private Investitionen in 
„Gas- und Kernenergietätigkeiten“ den Über-
gang von der fossilen zur kohlenstofffreien 
Energieversorgung beschleunigen können. 
Anfang Februar 2022 legte die Kommission 
trotz erwartbarer Widerstände gegen die pri-
vilegierte Nutzung von Gas- und Kernenergie 
einen „ergänzenden delegierten Taxonomie-
Rechtsakt zum Klimaschutz und zur Anpas-
sung an den Klimawandel“ vor, der bestimmte 
Gas- und Kernenergietätigkeiten abdeckt. Ziel 
der Kommission ist es, den Übergang zur Kli-
maneutralität zu beschleunigen. 

Mit dem ergänzenden delegierten Rechts-
akt werden weitere Wirtschaftstätigkeiten 
des Energiesektors in die breit aufgestellte  
EU-Taxonomie aufgenommen. Der Rechtsakt 
ermöglicht gemäß Artikel 10 Absatz 2 der 
Taxonomieverordnung [4], bestimmte Kern-
energie- und Gastätigkeiten als Übergangs-
tätigkeiten einzustufen: Die betreffenden 
Gas- und Kernenergietätigkeiten müssen 
explizit zum Übergang zur Klimaneutralität 
beitragen. Die Kernenergietätigkeiten müssen 
außerdem die Anforderungen an die nukleare 
Sicherheit und die Umweltsicherheit erfüllen. 
Die Gastätigkeiten müssen zum Umstieg von 
der Kohle auf erneuerbare Energieträger bei-
tragen. 

Für die genannten Tätigkeiten gelten weitere 
Bedingungen, die der Zielsetzung der Taxono-
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mieverordnung, private Investitionen zur Errei-
chung der Klimaneutralität bis 2050 zu mobili-
sieren, deutlich zuwiderlaufen. Für Taxonomie 
konforme Gaskraftwerke sollen sog. „Lebens-
zyklus-Emissionen“ von weniger als 100 g CO2-
Äq/kWh gelten. Da diese Werte auch die Emis-
sionen umfassen, die bei Gewinnung und 
Transport des Brennstoffs umfassen, gelten sie 
als vollkommen praxisfern. Aktuell werden die 
Lebenszyklus-Emissionen eines Gaskraftwerks 
auf mindestens 330 g CO2-Äq/kWh geschätzt. 
Deshalb hat die EU-Kommission jetzt Alterna-
tiven vorgeschlagen. Um die Investitionen zu 
beschleunigen, sollen alle bis 2030 genehmig-
ten Anlagen bis zu 270 g CO2-Äq/kWh emittie-
ren dürfen oder die jährlichen direkten Emis-
sionen im Falle der reinen Stromerzeugung 
während eines Zeitraums von 20 Jahren nicht 
über einem Durchschnittswert je Kilowatt ins-
tallierter Kraftwerksleistung von 550 kg CO2-
Äq pro Jahr liegen. Dieser sog. Budgetansatz 
entspricht im Gegensatz zu festen Emissions-
werten eher der künftigen Betriebsweise von 
Gaskraftwerken zur Deckung von Spitzenlast 
oder als ausgleichende Reserveleistung. 

Nach Berechnungen der Energiewirtschaft 
[5] wäre bei dem von der EU-Kommission vor-
geschlagenen Emissionsbudget von 550 kg 
CO2-Äq/kW bei jährlich 1.800 Vollaststunden 
das Budget bereits nach sieben Jahren aufge-
braucht. Danach müsste die Anlage auf einen 
vollständig emissionsfreien Energieträger, 
vorzugsweise Wasserstoff, umgestellt werden. 
In der Phase des Erdgaseinsatzes könnten da-
mit nur etwa 35 % des eingesetzten Kapitals 
amortisiert werden. Der verbleibende Kapital-

rückfluss würde in eine Zeit zusätzlicher 
(Umrüstungs-)-Investitionen sowie ungewis-
ser Markt- und Preisrisiken im noch jungen 
Wasserstoffmarkt fallen. 

Damit diese Risiken besser verteilt werden, 
schreibt die EU-Kommission in ihrem neu 
vorgelegten ergänzenden Rechtsakt in einer 
zwingenden Nebenbedingung vor, dass be-
reits ab 2026 30 % sowie ab 2030 55 % des 
eingesetzten Brennstoffs in Gaskraftwerken, 
die den Nachhaltigkeitskriterien der Taxono-
mieverordnung entsprechen, aus klimaneut-
ralen Gasen bestehen muss und zusätzlich 
eine Anlage, die mit festen oder flüssigen 
Brennstoffen versorgt wird, zu ersetzen ist. 

Es ist unsicher, ob die vorgeschriebenen Bei-
mischungen aus Gasen biogenen oder synthe-
tischen Ursprungs gedeckt werden können, 
sodass davon ausgegangen wird, dass ein 
Großteil durch Wasserstoff gedeckt werden 
muss, der in ausreichenden Mengen nach bis-
herigen Prognosen aber erst ab Mitte der 
2030er Jahre bereitstehen wird. Wasserstoff 
kann den bestehenden Gasnetzen nur bis zu 
20 % beigemischt werden [6]. Danach ist ein 
Sprung auf die 100-Prozent-Marke notwendig, 
was eigenständige H2-Netze erfordert. 

Weder die ergänzenden Rechtsakte zur euro-
päischen Taxonomieverordnung noch die tech-
nisch-wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
für die Versorgung der Kraftwerke mit klima-
neutralen Gasen oder reinem Wasserstoff sind 
derzeit geeignet, die Investitionen in neue Gas-
kraftwerke zu stimulieren. Vor allem die restrik-

tiven Bestimmungen der ergänzenden Rechts-
akte unterlaufen die Ziele der EU-Kommission, 
das Erreichen der Klimaneutralität mittels pri-
vater Investitionen zu beschleunigen. 

Anlagenbauer treiben H2-ready-
Konzepte voran

Wasserstoff wird zweifelsohne eine zentrale 
Rolle bei der Dekarbonisierung der Energie-
systeme spielen. Insbesondere erdgasbefeuer-
te Gasturbinen oder Gasmotoren, die derzeit 
gebaut oder projektiert werden, müssen in Zu-
kunft teilweise oder vollständig mit Wasser-
stoff betrieben werden können. Energieversor-
ger, die die Errichtung und den Betrieb eines 
solchen Kraftwerks planen, erwarten – unab-
hängig davon, ob sie ihr Kapital entsprechend 
den Nachhaltigkeitskriterien der EU einsetzen 
– verbindliche Zusagen über die Eignung der 
Anlage, Wasserstoff als Brennstoff zu verwen-
den. Einige neue GuD-Kraftwerke werden be-
reits heute als H2-ready beworben. 

Für den Kraftwerks- und Anlagenbau ist die Zu-
sicherung der Wasserstoffeignung überlebens-
wichtig. Mit vergleichsweise geringen Modi- 
fikationen könnte die bisherige Gasturbinen- 
Anlagentechnik zukunftsfähig gemacht werden. 
Die in München ansässige Siemens Energy hat 
sich Ende 2021 als weltweit erstes Unternehmen 
unabhängig zertifizieren lassen, um wasser-
stoffgeeignete Kraftwerke anbieten zu können. 
Die Zertifizierung eines GuD-Kraftwerks um-
fasst die konzeptionelle Auslegung während der 
Ausschreibungsphase, die Umsetzungsphase 
mit der endgültigen Anlagenauslegung oder 
ein Zertifikat für die Umrüstung eines bereits 
errichteten GuD-Kraftwerks auf Wasserstoff-
verbrennung einschließlich einer Überprü-
fung der Nachrüstungsmaßnahmen und ihrer 
Auswirkungen auf Sicherheit und Leistung.

Mitsubishi Power hat Anfang 2022 eine Gas-
turbine vorgestellt, bei der dem Brennstoff Erd-
gas bis zu 30 % Wasserstoff beigemischt wer-
den kann. Die Ankündigung dürfte im direkten 
Zusammenhang mit den Taxonomievorgaben 
der EU stehen. 

Der Offensive der Kraftwerks- und Anlagen-
bauer droht allerdings Gefahr von anderer 
Seite. Werden Gaskraftwerke ganz oder über-

Fiktionale Residuallast für Gaskraftwerke bei vollständigem Kohle- und Kernergieausstieg und unter-
schiedlichen Einspeisebedingungen für erneuerbare Energien – Tageskurven vom 04.05.-17.05.2022 
 Quelle: smard.de/eigene Berechnungen

Abb.
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wiegend mit Wasserstoff betrieben, wandeln 
sie energetisch betrachtet die mittels (situativ 
nicht marktfähigem) Strom aus erneuerbaren 
Quellen produzierte Sekundärenergie Was-
serstoff erneut in Strom um. Der qualitative 
Zuwachs besteht in der Bereitstellung von 
regelbarer Energie. Diese Funktion können 
aber auch Speicher übernehmen. Wasserstoff-
betriebene Gaskraftwerke haben damit – nach 
dem Ausstieg aus Kohle- und Kernenergie – 
kein Alleinstellungsmerkmal. Sowohl inno-
vative Batteriespeicher wie auch konventio-
nelle Pumpspeicherkraftwerke können regel 
bare Leistung bereitstellen. Investoren müs-
sen also beim Bau neuer wasserstoffgeeig-
neter Gaskraftwerke auch die Entwicklungen 
der Speichertechnologien im Auge behalten 
(siehe Abb.) 

Steigende Risiken für dezen-
trale Kraft-Wärme-Kopplung  
in Deutschland 

Noch ist unklar, ob und wie sich die inves-
titionslenkenden Maßnahmen der EU-Taxo-
nomie auf die dezentralen Kraft-Wärme-
Technologien auswirken, die in Deutschland 
besonderen gesetzlichen Schutz und Förde-
rung genießen Der gesamtgesellschaftliche 
Druck auf öffentliche Investoren, ausschließ-
lich in nachhaltige Technologien zu investie-
ren, dürfte deutlich ansteigen. Die Betreiber 
neuer, aber auch in Betrieb befindlicher 
KWK-Anlagen werden auf den Druck mit der 
Substitution von Erdgas durch biogene und 
synthetische Gase reagieren und relativ 
schnell die Beimischung oder Vollversor-
gung durch Wasserstoff fordern. 

Für das Fraunhofer-Institut für Produktions-
technik und Automatisierung (IPA) in Stutt-
gart [7] könnte die Lösung in der Errichtung 
regionaler H2-Hubs liegen. In einer auf die 
Wasserstoffnutzung durch Verkehr und In-
dustrie in Baden-Württemberg ausgerichte-
ten Studie hat das IPA untersucht, welchen 
Beitrag regional erzeugter Wasserstoff zur 
Versorgung und zur Entlastung der Strom-
netze leisten könnte. Strom aus PV- und 
Windspitzen könnte durch regional verteilte 
H2-Elektrolysen aufgefangen und zur Bereit-
stellung von Wasserstoff genutzt werden, 
ermitteltet das IPA. Die klimaneutrale Wär-

me oder Kraft-Wärme-Versorgung gehörte 
nicht zum Untersuchungsgegenstand des 
Instituts. Da die Wärmeversorgung durch 
die aktuelle Gasmangellage jedoch zu einer 
prioritären Versorgungsaufgabe geworden 
ist, steht einer kreativen Erweiterung des 
IPA-Ansatzes nichts entgegen, zumal derzeit 
von insgesamt knapp 5.000 MW geplanter 
Gas-Zubauleistung rund 2.900 MW auf 
KWK-Anlagen entfallen. 

Zusammenfassung

Die Sicherheit der weitgehend auf erneuer-
baren Energien beruhenden Stromversor-
gung soll nach dem Ausstieg aus Kohle und 
Kernenergie vorwiegend, aber nur für eine 
Übergangszeit, durch Gaskraftwerke gewähr-
leistet werden. Die Europäische Union hat 
deshalb „bestimmte Gasaktivitäten“ im Rah-
men ihrer Taxonomie zur nachhaltigen Ent-
wicklung als Übergangstechnologie einge-
stuft, um private Investitionen zu mobili- 
sieren. Restriktive Emissionsvorgaben und 
weitere einschränkende Bedingungen kon-
terkarieren diese Zielsetzung. Für den Kraft-
werks- und Anlagenbau ist die Einstufung 
wasserstoffgeeigneter Gaskraftwerke als 
nachhaltig überlebenswichtig. Auch für den 
Bestand und Ausbau bisher überwiegend 
erdgasbetriebener Kraft-Wärme-Kopplungs-
Anlagen ist die Substitution von Erdgas 
durch klimaneutrale Gase und durch Was-
serstoff eine wichtige Zukunftsoption. 

Alle Prognosen gehen davon aus, dass der für 
die Energiewende in Deutschland erforder-
liche Bedarf an Wasserstoff nicht im Inland 
durch Überschussstrom aus PV- und Wind-
anlagen gedeckt werden kann. Neben der 
Stromerzeugung lassen auch Industrie, Ver-
kehr und Wärmeversorgung einen hohen 
Bedarf an klimaneutral erzeugten Wasser-
stoff erkennen. Importe von Wasserstoff wer-
den also zukünftig aus Weltregionen kom-
men müssen, die bereits aktuell durch 
Erdöl- und Erdgaslieferungen zur Energie-
versorgung in Deutschland zu einem erheb-
lichen Teil beitragen. Allerdings ist dort noch 
nicht erkennbar, wie und wann die erforder-
liche Infrastruktur für die Wasserstofferzeu-
gung sowie die Transportkapazität entstehen 
wird und zu welchen Kosten der Importe 

Brennstoff dann in Deutschland oder Europa 
verfügbar sein wird. Auch auf diesen Pfaden 
zur Zielerreichung werden noch viele Überra-
schungen stehen.

 Anmerkungen

[1] DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2022/1214 

DER KOMMISSION vom 9. März 2022 zur 

Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 

2021/2139 in Bezug auf Wirtschaftstätigkeiten in 

bestimmten Energiesektoren und der Delegierten 

Verordnung (EU) 2021/2178 in Bezug auf 

besondere Offenlegungspflichten für diese 

Wirtschaftstätigkeiten https://eur-lex.europa.eu/

legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022R1

214&from=EN 

[2] Gasturbinen und Gasmotoren werden meist unter 

dem Begriff „Peaker“ zusammengefasst.

[3] https://www.marktstammdatenregister.de/

MaStR

[4] VERORDNUNG (EU) 2020/852 DES EUROPÄI-

SCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 18. 

Juni 2020 über die Einrichtung eines Rahmens 

zur Erleichterung nachhaltiger Investitionen und 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2088. 

Online: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/

DE/TXT/?uri=celex%3A32020R0852

[5] Stellungnahme des VKU zum Entwurf eines 

ergänzenden delegierten Taxonomie-Rechtsakts 

über bestimmte Gas- und Kernenergietätigkeiten. 

Online: https://www.vku.de/vku-positionen/

kommunale-energieversorgung/stellungnahme-

zum-entwurf-eines-ergaenzenden-delegierten-

taxonomie-rechtsakts-ueber-bestimmte-gas-und-

kernenergietaetigkeiten/

[6] Vgl. „Erstmals 20 Prozent Wasserstoff im 

deutschen Gasnetz Innovationsprojekt von E.ON, 

Avacon und DVGW startet mit Wasserstoffbeimi-

schung“. DVGW-Pressemitteilung vom 28. 

Oktober 2021. Online: 

 https://www.dvgw.de/der-dvgw/aktuelles/

presse/presseinformationen/dvgw-presseinfor-

mation-vom-28102021-start-h2-beimischung-in-

gasnetze

[7] I-H2-Hub-BW – Dezentrale Wasserstofferzeugung 

und -nutzung im industriellen Umfeld 

Baden-Württembergs. https://www.ipa.

fraunhofer.de/de/Publikationen/

studien/I-H2-Hub-BW.html

„et“-Redaktion/Wieland Kramer

25ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 72. Jg. 2022 Heft 9


